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Amtlicher Theil. 


I. Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


1. Die Maul- und Klauenſeuche herrſcht noch in folgenden Ortſchaften: 
I. im Kreiſe Danziger Höhe 
in Prauſt und Oliva. 
II. im Kreiſe Danziger Niederung 
in Lichtkampe, Schnackenburg, Bohnſackerweide und Wotzlaff. 
III. im Kreiſe Dirſchau 
in Gr Schlanz. Kl. Gartz. Subkau, Gr. Malſau, Schliewen, Stüblau, Kl. Borroſchau 
und Kl. Malſau. 8 
IV. im Kreiſe Neuſtadt 
in Czechotzin, Rahmel und Zoppot. 
Danzig, den 5. Januar 1900. 
* Der Landrat h 
Verfügung, 
betreffend 
\ Ausnahme von dem Verbote der Sonntagsarbeit für Gewerbe zur 
. Befriedigung täglicher Bedürfniſſe. 
1 Auf Grund des § 105 e des Geſetzes, betreffend die Abanderung der Gewerbeordnung 
vom 1. Juni 1891 (R.-G.⸗Bl. S. 261) ändere ich hiermit meine Verfügung vom 19. März 1895 
(Extrabeilage zu Nr. 12 des Amtsblatts vom 23. März 1895 Seite 4— 14) dahin ab, daß vom 
Tage der Veröffentlichung dieſer Verfügung in Bäckereien die Beſchäftigung von Arbeitern an 
Sonn: und Feſttagen während 10 Stunden unter der Bedingung geſtattet iſt, daß ihnen an 
jedem Sonn: und Feſttage eine ununterbrochene Ruhe von 14 Stunden gewährt wird. 
N Die Beſtimmungen zu e der Tabelle, die unter I Abi. 1 der Verfügung vom 19 März 1895 
geführt wird, hat daher in Zukunft folgenden Wortlaut: 
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Bezeichnung Bedingungen 


unter welchen die Beſchäftigung 


der der nach 8 105 e Abſatz 1 zuge⸗ 


laſſenen Beſchäftigung. 


geſtattet wird. 


Gewerbe. 


c. Bäder: u. Kon⸗ 
ditor⸗Gewerbe. 


1. Die Beſchäftigung von Arbeitern 
an allen Sonn- und Feſttagen 
während 10 Stunden. 


Jedem Arbeiter iſt an jedem 
Sonn⸗ und Feſttage eine ununter⸗ 
brochene Ruhe von 14 Stunden in 
Bäckereien, von 12 Stunden in Kon⸗ 
ditoreien zu gewähren. Der Beginn 
dieſer Ruhezeit iſt in Bäckereien 
früheſtens von 12 Uhr Nachts, 
ſpäteſtens 8 Uhr Morgens, in Kon⸗ 
ditoreien früheſtens 12 Uhr Nachts, 
ſpäteſtens von 12 Uhr Mittags ab 
zu rechnen. 

Ferner iſt jedem Arbeiter an 
jedem dritten Sonntage die zum Be⸗ 
ſuche des Gottesdienſtes erforderliche 
Zeit frei zu geben. 

2. Diejenigen Arbeiter, welchen nach 
der Beſtimmung zu 1 eine Ruhe⸗ 
zeit von 14 bezw. 12 Stunden 
zuſteht, dürfen während dieſer 
Ruhezeit beſchäftigt werden: 

a) in Bäckereien mit Arbeiten, die 
zur Vorbereitung der Wieder⸗ 
aufnahme der regelmäßigen 
Arbeit am nächſten Tage noth⸗ 
wendig ſind, ſofern ſie nach 
6 Uhr Abends ſtattfinden und 
nicht länger als eine Stunde 
dauern; 

b) in Konditoreien mit der Her⸗ 
ſtellung und dem Auftragen 
leicht verderblicher Waaren, die 


Sind in Konditoreien in dem 
nebenſtehenden Falle zu b Arbeiter 
nach 12 Uhr Mittags beſchäftigt 
unmittelbar vor dem Genuß | worden, fo müſſen fie an einem der 
hergeſtellt werden muſſen (Eis, | nächſten ſechs Werktage von Mittags 
Creme u. dergl.) 12 Uhr ab von jeder Arbeit frei⸗ 
gelaſſen werden. 


— —— — fſfx—— ͤ— ü . — — 


Bez i chnn g Bedingungen, 


der der nach $ 105 e Abſatz 1 zuge unter welchen die Beſchäftigung 
Gewerbe. laſſenen Beſchäftigung. geftattet wird. 


e. Bäder: u. Kon⸗] 3. Für Gemeinden, in denen die 


ditor⸗Gewerbe. Bäcker ortsüblich an Sonn⸗ und 
Feſttagen für ihre Kunden das 
0 Ausbacken der von dieſen be⸗ 


reiteten Kuchen oder das Braten 
von Fleiſch beſorgen, kann von 
der unteren Verwaltungsbehörde 
geſtattet werden, daß in jedem 
Betriebe ein über 16 Jahre alter 
Arbeiter mit jenen Arbeiten 
während höchſtens drei Vor⸗ 
mittagsſtunden über die unter 
Ziffer 1 freigegebene Zeit hinaus 
beſchäftigt wird. 


4. Für Betriebe, in denen ſowohl 
Bäckerwaaren als Konditorwaaren 
hergeſtellt werden, iſt die Be⸗ 
ſchäftigung ſolcher Arbeiter, die 
an Sonn⸗ und Feſttagen aus⸗ 
ſchließlich mit der Anfertigung 
von Konditorwaaren beſchäftigt 
werden, nach den Beſtimmungen 
für Konditoreien, die Beſchäfti⸗ 
gung der übrigen Arbeiter nach 
den Beſtimmungen für Bäckereien 
zu regeln. 

Als Bäckerwaare iſt das je⸗ 
weilige Backwerk zu behandeln, 
welches herkömmlich unter Ver⸗ 
wendung von Hefe (Trieb) oder 
Sauerteig ohne Beimiſchung von 
Zucker zum Teig hergeſtellt wird. 

Danzig, den 7. Dezember 1899. 
Der Regierungs-Bräfident. 
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Die Ortsbehörden beauftrage ich, den in der Ortſchaft vorhandenen Bäckern und Kondi⸗ 
toren dieſe Beſtimmung mitzutheilen. 

Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, durch wiederholte Neviſion der Bäckereien feſtzu⸗ 
ſtellen, ob die Sonntagsruhe von 14 Stunden den betheiligten Arbeitern künftig auch wirklich 
gewährt wird. 

Bei Zuwiderhandlungen iſt unnachſichtlich von der Strafandrohung des § 146 a der 
Gewerbeordnung Gebrauch zu machen. 

Danzig, den 29. Dezember 1899. 

Der Nandrath. 


8 uNebereint o m men 


zur Regelung der armenrechtlichen Beziehungen zwiſchen Preußen und Elſaß⸗Lothringen 
vom 18. Novomber 1899. * 


% 

Vom 1. Januar 1900 ab werden die Behörden des Königreichs Preußen und des 
Reichslandes Elſaß⸗Lothringen von der ihnen auf Grund des Freizügigkeitsgeſetzes und des 
Gothaer Vertrages zuſtehenden Befugniß zur Ausweiſung hülfsbedürftiger Perſonen, deren 
Unterſtutzung nach den in dieſer Hinſicht maßgebenden Beſtimmungen dem anderen Staate oder 
deſſen Armenverbänden zur Laſt fallen würde, keinen Gebrauch machen 

a. wenn es ſich um Unterſtützungsdürftige handelt, welche zuletzt während mindeſtens 

fünf Jahre nach zurückgelegtem 18. Lebensjahre ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
dem betreffeuden — zur Ausweiſung befugten — Lande gehabt haben, 

b. wenn es ſich um Familienangehörige der unter a bezeichneten Perſonen handelt. 

Wenn vor dem Ablauf der fünfjährigen Friſt die Ausweiſung unterſtützungsbedürftiger 
Elſaß⸗Lothringiſcher Staatsangehöriger aus dem Grunde unterbleibt, weil dieſelben in Preußen 
einen Unterſtützungswohnſitz erworben haben, ſo wird die Landesregierung von Elſaß⸗Lothringen, 
die den unterſtützungspflichtigen preußiſchen Armenverbänden erwachſenden Unterſtützungsbeträge 
auf Antrag erſtatten, inſofern ſie nicht die betreffende Pexſon in eigene Fürſorge übernimmt. 

Die Erſtattungspflicht beginnt mit / dem Tage der Anerkennung des Anſpruchs durch 
die zuſtändige Elſaß⸗Lothringer Behörde, ſpäteſtens drei Monate nach dem Tage, an welchem 
der Erſtattungsantrag bei derſelben eingegangen iſt. 


II. 

Die Beantwortung der Frage, welche Zeit bei Berechnung der unter la bezeichneten 
fünfjährigen Friſt in Anſatz zu bringen iſt erfolgt unter entſprechender Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen in den $$ 11—13 des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes 

Die Gewährung einer öffentlichen Unterſtützung hat ein Ruhen der Friſt nicht 
zur Folge. N 

Der Lauf der Friſt wird unterbrochen durch den von der zuſtändigen Behörde geſtellten 
Antrag auf Uebernahme beziehungsweiſe durch den Antrag auf Koſtenerſtattung. 

Die Unterbrechung erfolgt mit dem Tage, an dem dieſer Antrag bei der zuſtändigen 
Behörde des anderen Staates eingegangen iſt. 

Ueber die Zuständigkeit der Behörden wird wechſelſeitige Mittheilung ſtattfinden. 
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Bei Perſonen, welche in den letzten fünf Jahren vor dem 1. Januar 1900 in 
dem Gebiete des einen Staates aus dem Gebiete des anderen Staates öffentliche Unter⸗ 
ſtützungen erhalten haben, beginnt der Lauf der fünfjährigen Friſt erſt von dem Zeitpunkte ab, 
an welchem die Zahlung der Unterſtützung eingeſtellt worden iſt. Das Gleiche ſoll betreffs 
derjeniger Elſaß⸗Lothringer in Preußen ſtattfinden, welche hier einen Unterſtützungswohnſitz er⸗ 
worben und von den verpflichteten Armenverbänden in den letzten fünf Jahren vor dem 
1. Januar 1900 Unterſtützungen erhalten haben. Unterſtützungen, welche im Laufe eines 
Kalenderjahres den Betrag von 20 Mark nicht überſteigen, kommen hierbei nicht in Betracht. 


. 

Für die Beantwortung der Frage, welche Perſonen im Sinne der Beſtimmung unter Ib 
als Familienangehörige zu behandeln ſind, werden die in dieſer Hinſicht von dem Bundesamt 
für das Heimathsweſen zur Ausführung des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes aufgeſtellten Grund: 
züge als maßgebend anerkannt. 
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Die beiden Regierungen werden dafür Sorge tragen, daß den Perſonen, deren Aus⸗ 
weiſung nach Ziffer 1 nicht erfolgen ſoll, während der Dauer der Unterſtützungsbedürftigkeit 
unter Verwendung der etwa vorhandenen Arbeitskraft der unentbehrliche Unterhalt gewährt wird. 

Für die hierdurch erwachſenden Aufwendungen ſoll aus öffentlichen Mitteln der Armen⸗ 
pflege des anderen Landes ein Erſatz nicht beanſprucht werden. 


VI. 
Wenn Perſonen, welche nach Ziffer I nicht ausgewieſen werden können, aus freier 
Willensentſchließung und ohne behördliche Einwirkung ihren Aufenthalt in das Gebiet des 
anderen Theiles verlegen, erliſcht die unter V bezeichnete Unterſtützungspflicht. 


VII. 
Dieſes Uebereinkommen tritt am 1. Januar 1900 in Kraft; daſſelbe kann beiderſeits 
mit ſechsmonatlicher Friſt auf Ende des Kalenderjahres gekündigt werden. N 5 
Eine Kündigung vor der Einführung des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes in Elſaß⸗Lothringen 
wird jedoch nur dann erfolgen, wenn bei der Handhabung des Uebereinkommens erhebliche Miß⸗ 
ſtände zu Tage treten oder die Mittel zu deſſen Durchführung von der Landesvertretung verſagt 
werden ſollten. 
5 Alk 
Falls das Uebereinkommen vor Einführung des Unterſtützungswohnſſitzgeſetzes in Elſaß⸗ 
Lothringen außer Kraft geſetzt wird ſoll in Bezug auf die Behandlung derjentgen Perſonen, auf 
deren Ausweiſung für die Dauer der Geltung deſſelben vetzichtet worden iſt, ein thunlichſt 
ſchonendes Verfahren beobachtet werden, insbeſondere ſoll deren Ausweiſung, wenn immer 
möglich, vermieden werden und jedenfalls nur unter Bewilligung angemeſſener Friſten ſtattfinden. 
Zu dem vorſtehenden Uebereinkommen werden hierdurch noch folgende Erläuterungen 
gegeben: 

g 1. Die Nr. 1 des Abkommens bezweckt die gegenſeitige Einſchränkung der Abſchiebungen 
aus armenrechtlichen Gründen durch die Feſtſetzung, daß gegenüber Unterſtützungs⸗ 
bedürftigen (und ihren Familienangehörigen), welche zuletzt während mindeſtens 
fünf Jahren nach zurückgelegtem 18. Lebensjahre ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
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dem betreffenden Lande gehabt haben, von dem ſtaatlichen Ausweiſungsrecht, ſoweit 
ſich daſſelbe auf die Vorſchriften des Freizügigkeitsgeſetzes begründet, beiderſeits nicht 
mehr Gebrauch gemacht werden ſoll. 

2. Die beiden letzten Abſätze der Nr. I begründen einen Erſtattungsanſpruch derjenigen 
preußiſchen Armenverbände, welche unterſtützungsbedürftige Elſaß⸗Lothringiſche Staats⸗ 
angehörige vor dem Ablauf der fünfjährigen Friſt auf Grund des § 64 des 
preußiſchen Auspührungsgeſetzes zum Geſetze über den Unterſtützungs⸗Wohnſitz vom 
8. März 1871 (wegen Erwerbs des Unterſtützungswohnſitzes) künftig zu unter: 
ſtützen haben, [zu vergleichen die Uebergangsbeſtimmung in Abſ. 2 Nr. III des 
Abkommens]. 

3. Mit dem Ablauf der vorbereichneten Friſt erliſcht der Erſtattungsanſpruch. Von 
dieſem Zeitpunkte ab verbleibt es lediglich bei den durch 8 64 des Geſetzes vom 
8. März 1871 für die preußiſchen Armenverbände bereits begründeten Verpflichtungen. 

4. Die §8 4 und 5 des Freizügigkeitsgeſetzes werden durch das Abkommen nicht 
berührt. Gegenüber unterſtützungsbedürftigen Elſaß⸗Lothringern, welche einen Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz uicht erworben haben, iſt daher nach wie vor die (kommunale) 
Ortsverweiſung unter den reichsgeſetzlichen Vorausſetzungen zuläſſig. 

- Dagegen iſt vom 1. Januar 1900 ab von der (ftaatlichen) Landesverweiſung 
gegenüber denjenigen Elſaß Lothringern, welche ſich mindeſtens fünf Jahre nach 
zurückgelegtem 18. Lebensjahre im Inlande aufgehalten haben, ohne in den Beſitz 
eines Unterſtützungswohnſitzes gelangt zu fein, aus armenrechtlichen Gründen nicht 
mehr Gebrauch zu machen. 

6. Zur Stellung und Entgegennahme von Uebernahme- und Erſtattungs-Anträgen find 
die Regierungspräſidenten — in Berlin der Polizei⸗Präſident — zuſtändig. 

Danzig, den 2. Januar 1900. 

Dee eee 
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4, In der Stadt Poſen ift eine Königliche Gewerbe: und Haushaltungs⸗Schule für 
Mädchen, verbunden mit Penſionat errichtet worden, die in erſter Linie dazu beſtimmt iſt, junge 
Mädchen in gewerblicher Beziehung fortzubilden, daneben aber auch ſie mit den im Haushalte 
vorkommenden Arbeiten vertraut zu machen. Auch werden daſelbſt techniſche Lehrerinnen (Hand⸗ 
arbeits⸗, Gewerbeſchule⸗, Induſtrie-, Kochſchule⸗ und Hauswirthſchafts⸗Lehrerinnen) ausgedildet, die 
bei Beſetzung ſolcher Stellen, bei denen dem Staate ein Ernennungs⸗ oder Beſtätigungsrecht 
zuſteht, vorzugsweiſe berückſichtigt werden ſollen. 

Der Lehrplan umfaßt folgende Fächer: einfache Handarbeiten, Maſchinennähen, Wäſche⸗ 
anfertigung, Schneidern, Kunſthandarbeiten, Putzmachen, Waſchen und Plätten, Kochen, Haus⸗ 
haltungskunde, Zeichnen, Malen. Handelsfächer, (kaufmänniſches Rechnen, Buchführung, 
Korreſpondenz, Handels⸗ und Wechſelrecht, Stenographie und Schreibmaſchine). 

Die Anſtaltsleiterin Fräulein Hermine Ridder wird auf Wunſch nähere Auskunft 
geben, auch koſtenlos ein Anſtaltsprogramm überſenden. Die neuen Kurſe beginnen am 
5. März d. J. 

Danzig, den 2. Januar 1900. 

Mer Lan de teh 
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5. Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, unter Hinweis auf meine Bekanntmachung vom 
2. Juli 1888 in Nr. 27 des Kreisblatts, mir binnen 8 Tagen eine Nachweiſung über die 
während des 2. Halbjahres 1899 abgehaltenen Reviſionen des Geſchäftsbetriebes der im Amts⸗ 
bezirk wohnhaften Trödler, Geſindevermiether und Geſchäftsagenten nach dem unten⸗ 
ſtehenden Schema einzureichen. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 
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8 Namen a Nähere Angaben Angabe, in welcher Weiſe 

= Bezeichnung Tag 1 wegen der bei den 

88 und 9075 Dek über Reviſionen etwa bemerkten Bemer⸗ 

[Wohnort 1 das Ergebniß Zuwiderhandlungen 

E 10 5 e e der gegen die Polizeiverord⸗ kungen. 

3 5 betriebes. |Revifion. |. et nung vom 15. März 1885 
ewerbetreibenden. een eingeſchritten worden iſt 


Danzig, den 3. Januar 1900. 
err 
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6. Die ſämmtlichen Guts⸗ und Gemeindevorſtände beauftrage ich, die Nach: 
weiſungen der in den Monaten Oktober, November und Dezember 1899 vorgekommenen Geburten 
und Sterbefälle, für jeden Monat getrennt, bis ſpäteſtens den 12. d. Mts. 
mir einzureichen, oder Vakatanzeige zu erſtatten. 
Danzig, den 4. Januar 1900. 
er an 
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7. Sämmtliche Hebeammen des Kreiſes, ſowohl die Bezirkshebeammen, als auch die frei 
Praftifivenden Hebeammen, fordere ich auf, die Lifte aller von ihnen im Jahre 1899 beſorgten 
Geburten nach dem im Lehrbuch gegebenen Schema dem Herrn Kreisphyſikus Dr. Eſchricht hier⸗ 
ſelbſt, Stadtgraben 2, binnen 8 Tagen einzureichen. 

52 Die Ortsvorſtände beauftrage ich, dieſe Verfügung ſofort den in 
ihrer Ortſchaft wohnenden Hebeammen zur Kenntniß mitzutheilen. 
Danzig, den 4. Januar 1900. 
Dee e e e eee e 
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8. Die Maul- und Klauenſeuche in Gr. Zünder ift erloſchen und find die für dieſe Ort 
ſchaft angeordneten Schutz⸗ und Sperrmaßregeln aufgehoben. 


Danzig, den 4. Januar 1900. 
Der a n d eee t . 
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9. Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, die Zählkarten über die im vergangenen 
Halbjahre im dortigen Amtsbezirke vorgekommenen Brände oder eine Fehl⸗ 
anzeige, ſoweit dieſes noch nicht erfolgt iſt, mir nunmehr beftimmt in 8 Tagen einzureichen. 
Danzig, den 2. Januar 1900. 
Der Linder a t h. 


10. In Kl. Borroſchau und in Kl. Malſau, Kreiſes Dirſchau, iſt die Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche ausgebrochen. 
Danzig, den 3. Januar 1900. 
Den Ind a th. 


II. Verfügungen und Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Akte Nach amtlicher Feſtſtellung iſt unter dem Viehbeſtande des Gutsbeſitzers Göldel zu Zoppot 
die Maul⸗ und Klauenſeuche ausgebrochen. 

In Folge deſſen habe ich für den die Amtsbezirke Zoppot, Taubenwaſſer, Quaſchin, 
Koeln, Katz, Kielau und Gloddau umfaſſenden Theil des hieſigen Kreiſes Schutz- und Sperr⸗ 
maßregeln angeordnet und die Verladung von Wiederkäuern und Schweinen auf den Eiſenbahn⸗ 
ſtationen Zoppot, Kl. Katz, Gdingen und Kielau unterſagt. Die Verladung von Wiederkäuern 
und Schweinen auf den Eiſenbahnſtationen Rahmel, Rheda, Neuſtadt Weſtpr. und Luſin iſt ſchon 
früher verboten worden. 

Neuſtadt Weſtpr., den 3. Januar 1900. 

Den ea m d ee he * 


12 Königl. Oberförſterei Stangenwalde. Holzverkauf für den Lokalbedarf aus dem Schuß: 
bezirk Babenthal Donnerſtag, den 11. Jannar d. J, von Vorm. 10 Uhr ab, zu Krug 
Babenthal im Cziſchke'ſchen Gaſthauſe. Diſtr. 200 (Durchforſtung) 210 Kiefern mit 66 fm, 
30 Stangen. Tot. Diſtr 190—197, 200 — 204) 160 Kiefern mit 100 ſm (meiſt Windbruch⸗ 
hölzer). 80 rm Kiefern Kloben, Knüppel, 400 rm Strauch. 


13. Mie bi nine em ach u 
Die Beſitzerfrau Anna Juſt in Klein Trampken iſt auch als Fleiſchbeſchauerin für den 
Amtsbezirk Saalau beſtellt. 
Liſſau, den 2. Januar 1900. 
Der Amtsvorſteher. 


Nichtamtlicher Theil. 


4. Goldene Damenuhr mit goldener Kette am 24. Dezember vom Bahnhof Altemühle 
x Pr. Stargard verloren gegangen. Gegen Belohnung abzugeben bei 
Ordowski, Förſter, Kriſſau bei Rheinfeld W/ Pr. 
Beilage 


* 


